
 

 

 

 

 
 

03.05.2012 

§ 1591 

Beschlussausfertigung 

aus der 

11. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 03.05.2012 

(Ausschuss für Recht, Verwaltung und Sicherheit, 23.04.2012) 
(KAV, 16.01./16.04.2012) 
 
 
EU-Fördermittel für Open Data und digitale Inhalte 
 
Antrag der Piraten vom 03.01.2012, NR 186 

 
Zentrales Open Data-Portal für Frankfurt 
 
Gemeinsamer Antrag der CDU und der GRÜNEN vom 13.03.2012, NR 271 

 
Beschluss:  
 
1. Der Vorlage NR 186 wird im Rahmen der Vorlage NR 271 zugestimmt. 
 
2. Der Magistrat wird gebeten, im Rahmen seiner E-Governmentstrategie und in Anlehnung 
an das Open Data-Projekt der Stadt Wien (http://data.wien.gv.at) zu prüfen und zu berichten, 
wie ein Konzept für ein zentrales Open Data-Portal der Stadt Frankfurt aussehen könnte und 
mit welchen Kosten es verbunden wäre.  
 
Folgende Anforderungen sollte das Konzept erfüllen: 
 
- Über das Portal werden Informationen und Daten der Ämter und Verwaltungsstellen der 
Stadt Frankfurt (Public Sector Information) und Daten und Inhalte der Frankfurter Bildungs-, 
Forschungs- und Kultureinrichtungen (Public Sector Content) zur Weiterverwendung 
angeboten.  
 
- Die Daten und Inhalte werden in sinnvolle, für Menschen und Maschinen lesbare Formate 
(z. B. CSV, XML) übersetzt und mit standardisierten Lizenzen (z. B. Creative Commons) 
versehen zur Weiterverwendung angeboten. 
 
- Auf dem Open Data-Portal können auch Daten und Inhalte gegen Gebühr zur 
kommerziellen Weiterverwertung angeboten werden.  
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- Informationen, Daten und Inhalte an denen kein Zugangsrecht besteht, die nur bei 
Nachweis eines rechtlichen oder berechtigten Interesses zugänglich sind und die von 
Urheberrechten oder verwandten Schutzrechten Dritter oder von gewerblichen 
Schutzrechten erfasst werden, dürfen über das Open Data-Portal nicht zur 
Weiterverwendung und Weiterverwertung angeboten werden (vgl. § 1 Absatz 2 Nr. 1, 2  
und 4 Informationsweiterverwendungsgesetz). 
 
- Zur Umsetzung soll eine bestehende, frei verfügbare Open Data-Plattform verwendet 
werden, damit nur möglichst geringe Kosten entstehen. 
 
- Über Stand und Inhalte des Open Data Portals berichtet der Magistrat der 
Stadtverordnetenversammlung jährlich. (NR 271) 

 
 

Beglaubigt: 
 
 
 

(Palmowsky) 
 
 


